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Vorwort

Diese Abhandlung entstand in der geschlossenen Psychiatrie.

Ihr Verfasser lebt dort nicht freiwillig. Er duldet Zwangsmaßnahmen. Sein bürgerliches Leben wurde
zerstört – nicht durch eigenes Verschulden, sondern durch den Apparat eines Staates, der seine
Macht über einen einzelnen Menschen ausübte, ohne dessen Zustimmung, ohne Augenhöhe, ohne
Gespräch.

Das ist der Anlass dieses Werkes. Es ist nicht sein Gegenstand.

Der Gegenstand ist die Frage, wie eine Ordnung beschaffen sein muss, in der so etwas nicht
geschehen kann. Nicht durch bessere Gesetze – denn Gesetze werden von denselben geschrieben, die
sie durchsetzen. Nicht durch bessere Richter – denn Richter gehören demselben System an, über das
sie urteilen. Sondern durch eine grundlegend andere Struktur: eine Ordnung ohne Herrschaft, in der
kein Mensch über einen anderen verfügt.

Warum dieses Werk existiert

Dieses Werk existiert nicht, um Mitleid zu erzeugen. Es existiert nicht, um einen Einzelfall zu
beklagen. Es existiert, um einen Mechanismus sichtbar zu machen:

Der Mechanismus ist Abhängigkeit.

Wo ein Mensch von einer Institution abhängt – für seine Freiheit, seine Gesundheitsversorgung, sein
Dach über dem Kopf, seine Existenz –, dort hat diese Institution Macht über ihn. Und wo Macht
besteht, wird sie ausgeübt. Nicht immer mit böser Absicht. Oft mit den besten Absichten. Die
Absicht ändert nichts am Ergebnis: Der Mensch wird zum Objekt fremder Entscheidung.

Die geschlossene Psychiatrie ist der deutlichste Ausdruck dieses Mechanismus. Hier wird ein
Mensch seiner Freiheit beraubt – nicht weil er anderen geschadet hat, sondern weil andere
entschieden haben, dass es zu seinem eigenen Besten sei. Sein Wille zählt nicht. Sein Nein zählt
nicht. Er ist Objekt.

Was dieses Werk will

Dieses Werk beschreibt eine Alternative. Es beschreibt eine Ordnung, in der:

• Kein Mensch über einen anderen verfügt.

• Freiheit nicht gewährt, sondern geachtet wird.

• Abhängigkeit abgebaut wird, anstatt sie zu institutionalisieren.
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• Konflikte durch Gespräch gelöst werden, nicht durch Einsperrung.

• Die Erde allen gehört und niemand ausgeschlossen wird.

Es ist kein Rachewerk. Es ist kein Manifest. Es ist der Versuch eines Menschen, der seine Freiheit
verloren hat, zu beschreiben, wie eine Welt aussieht, in der das nicht möglich wäre.

Wenn dieses Werk dazu beiträgt, dass sein Verfasser seine Freiheit wiedererlangt – wäre er dankbar.
Wenn es darüber hinaus dazu beiträgt, dass andere Menschen ihre Freiheit behalten – wäre es seinen
Zweck wert gewesen.

Wie dieses Werk zu lesen ist

Dieses Werk beginnt nicht mit dem Fall seines Verfassers. Es beginnt mit einer philosophischen
Frage: Was bedeutet Menschenwürde? Von dort aus entwickelt es – Axiom für Axiom, Schritt für
Schritt – eine Ordnung, die Würde nicht verletzt.

Der Leser wird gebeten, der Argumentation zu folgen, bevor er urteilt. Nicht weil der Verfasser
Recht hat – das muss die Argumentation zeigen. Sondern weil ein Gedanke nur dann geprüft werden
kann, wenn man ihn zuerst zu Ende denkt.
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Einleitung

Die Frage

Was bedeutet Menschenwürde?

Nicht als juristischer Begriff. Nicht als politische Formel. Nicht als Sonntagsrede. Sondern: Was
bedeutet es tatsächlich, wenn wir sagen, ein Mensch hat Würde? Was folgt daraus – für ihn, für
andere, für die Ordnung, in der er lebt?

Diese Frage klingt einfach. Sie ist es nicht. Denn die meisten Antworten, die unsere Gesellschaften
darauf geben, bleiben an der Oberfläche. Sie erklären Würde für „unantastbar" und tasten sie täglich
an. Sie versprechen Freiheit und organisieren Abhängigkeit. Sie sprechen von Gleichheit und
errichten Hierarchien.

Dieses Werk nimmt die Frage ernst. Es beginnt bei den Grundlagen und arbeitet sich vor – Schritt für
Schritt, Axiom für Axiom, Folgerung für Folgerung – bis zu einem Entwurf dessen, was eine
Ordnung sein könnte, die Menschenwürde nicht nur proklamiert, sondern ermöglicht.

Die Methode

Dieses Werk argumentiert axiomatisch. Es beginnt mit Prämissen – Sätzen, die als Ausgangspunkte
gesetzt werden und deren Tragfähigkeit sich in ihren Konsequenzen erweisen muss. Diese Axiome
sind keine Dogmen. Sie sind Hypothesen, die sich dadurch bewähren, dass sie konsistente
Schlussfolgerungen erlauben, der Kritik standhalten und die Wirklichkeit erhellen.

Die Arbeitsweise ist sokratisch. Jeder Begriff wird definiert. Jede Behauptung wird begründet. Jede
Schlussfolgerung wird geprüft. Gegenargumente werden nicht vermieden, sondern gesucht. Wo eine
Position der Kritik nicht standhält, wird sie korrigiert. Wo sie standhält, wird sie beibehalten – bis ein
stärkeres Argument kommt.

Tatsachen, Interpretationen, philosophische Annahmen und Schlussfolgerungen werden strikt
voneinander getrennt. Was empirisch belegbar ist, wird als empirisch gekennzeichnet. Was eine
normative Setzung ist, wird als normative Setzung kenntlich gemacht. Was offen bleibt, wird als
offene Frage benannt.

Das Ziel ist nicht, Recht zu behalten. Das Ziel ist Wahrheit und Konsistenz.

Der Ausgangspunkt

Dieses Werk beginnt nicht mit einem konkreten Fall. Es beginnt nicht mit einer Anklage. Es beginnt
nicht mit der Behauptung, dass etwas falsch sei.
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Es beginnt mit einer Definition: Menschenwürde setzt voraus, dass der Mensch als Subjekt
anerkannt wird.

Aus dieser einen Prämisse wird alles Weitere abgeleitet: Was ein Subjekt ist. Was Gleichrangigkeit
bedeutet. Wann sie verletzt wird. Was Freiheit voraussetzt. Wie Gemeinschaft ohne Herrschaft
funktionieren kann. Und wie eine Ordnung beschaffen sein muss, die den Menschen als Subjekt
achtet – nicht als Objekt verwaltet.

Der Aufbau

Das Werk gliedert sich in drei Teile:

Teil I: Grundlegung (Kapitel 1–3)

Hier werden die philosophischen Axiome entwickelt, ihre Folgerungen abgeleitet und das System in
der rechtsphilosophischen Tradition verortet. Die Frage ist: Was folgt aus dem Begriff der
Menschenwürde, wenn man ihn konsequent durchdenkt?

Teil II: Kritik und Entwurf (Kapitel 4–6)

Hier wird geprüft, wie das bestehende Verhältnis zwischen Individuum und Staat den Axiomen
widerspricht – und wie eine alternative Ordnung aussehen könnte: das Allmende-Betriebssystem.
Die Frage ist: Wie muss eine Ordnung beschaffen sein, damit Würde nicht verletzt wird?

Teil III: Übergang und Schluss (Kapitel 7–8)

Hier wird gefragt, wie ein Übergang vom Bestehenden zum Möglichen aussehen könnte – und was
dieses Werk beansprucht und was nicht. Die Frage ist: Was kann ein einzelner Mensch tun?

Was dieses Werk ist und was es nicht ist

Dieses Werk ist keine Polemik. Es ist kein Manifest. Es ist keine Predigt.

Es ist ein Versuch, eine grundlegende Frage konsequent durchzudenken – mit den Mitteln der
Philosophie, mit Respekt vor der Logik und mit der Bereitschaft, sich selbst zu widersprechen, wo
die Argumentation es verlangt.

Es richtet sich an jeden, der bereit ist, Grundannahmen zu hinterfragen. Nicht um ihrer Zerstörung
willen, sondern um zu prüfen, ob sie tragen. Was trägt, wird beibehalten. Was nicht trägt, muss
weichen – gleichgültig, wie gewohnt oder populär es ist.

Die einzige Voraussetzung für die Lektüre ist die Bereitschaft, einem Gedanken zu folgen, auch
wenn er an unbequeme Orte führt.
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Kapitel 1: Philosophische Axiome

1.1 Zum Status der Axiome

Die folgenden Sätze sind keine bewiesenen Wahrheiten. Sie sind Prämissen – Ausgangspunkte einer
Argumentation, deren Tragfähigkeit sich im Verlauf dieses Werkes erweisen muss. Ein Axiom ist
nicht deshalb wahr, weil es gesetzt wurde, sondern es bewährt sich dadurch, dass die
Schlussfolgerungen, die aus ihm folgen, konsistent sind, der Kritik standhalten und die Wirklichkeit
erhellen, anstatt sie zu verschleiern.

Die hier formulierten Axiome beanspruchen keine Originalität in dem Sinne, dass sie nie zuvor
gedacht worden wären. Ihr Anspruch ist ein anderer: Sie sollen als geschlossenes System dienen, aus
dem sich konkrete Maßstäbe für die Bewertung staatlicher Ordnung ableiten lassen.

Jedes Axiom wird im Folgenden benannt, erläutert und gegen naheliegende Einwände verteidigt. Wo
eine Verteidigung nicht vollständig gelingt, wird dies offen benannt.

1.2 Die Axiome

Axiom 1: Würde als Subjektanerkennung

Die Würde des Menschen setzt voraus, dass er als Subjekt anerkannt wird. Ohne
Subjektanerkennung ist Würde nicht möglich.

Erläuterung: Dieses Axiom behauptet nicht, dass Würde ausschließlich in Subjektanerkennung
besteht. Es behauptet, dass Subjektanerkennung eine notwendige Bedingung der Würde ist. Wo ein
Mensch nicht als Subjekt anerkannt wird – wo sein Wille, seine Perspektive, sein Selbstverhältnis
keine Rolle spielen –, dort kann von Würde nicht gesprochen werden, gleichgültig, was sonst
gewährt wird. Versorgung ohne Anerkennung ist Tierhaltung, nicht Würde.

Axiom 2: Was ein Subjekt ist

Subjekt ist, wessen Wille gleichbedeutend neben dem Willen jedes anderen Menschen steht –
unaufgelöst, bis Konsens entsteht.

Erläuterung: „Gleichbedeutend nebeneinander" meint nicht, dass jeder Wille sich durchsetzt. Es
meint, dass kein Wille von vornherein weniger zählt als ein anderer. Wo zwei Willen einander
widersprechen, bestehen sie als gleichrangige Ansprüche fort, bis eine Einigung gefunden wird.
Diese Einigung kann nur durch Konsens legitim sein – nicht durch einseitige Durchsetzung des einen
gegen den anderen.
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Das bedeutet: Es gibt keine Instanz, die von außen und ohne Zustimmung des Betroffenen über
dessen Willen verfügen darf, ohne ihn damit zum Objekt zu machen.

Axiom 3: Unterordnung als Bruch

Wo der Wille eines Menschen dem Willen eines anderen einseitig untergeordnet wird, entsteht
ein Verhältnis von Subjekt und Objekt.

Erläuterung: „Einseitig" ist das entscheidende Wort. Wenn ich freiwillig meinen Willen zurückstelle
– weil ich überzeugt wurde, weil ich einsehe, weil ich mich entscheide –, bleibt meine Subjektivität
intakt. Ich entscheide, meinen Willen nicht durchzusetzen. Wo hingegen mein Wille ohne meine
Zustimmung dem eines anderen untergeordnet wird, werde ich zum Material fremder Entscheidung.
Das ist der Moment, in dem Subjekt zum Objekt wird.

Axiom 4: Zwischen Subjekt und Objekt gibt es keine Augenhöhe

Wer zum Objekt gemacht wird, verliert die Bedingung seiner Würde.

Erläuterung: Augenhöhe ist kein Gefühl, sondern ein strukturelles Verhältnis. Wo einer verfügt und
der andere erduldet, wo einer entscheidet und der andere vollstreckt, wo einer fragt und der andere
gehorcht – dort besteht keine Augenhöhe, auch wenn der Verfügende freundlich ist. Die
Freundlichkeit des Herrn ändert nichts am Verhältnis der Herrschaft.

Axiom 5: Die Grenze – die universalisierte goldene Regel

Kein Mensch darf einem anderen zumuten, was kein vernünftiges Subjekt erdulden wollen
würde.

Erläuterung: Die goldene Regel – „Was du nicht willst, das man dir tu, das füg auch keinem anderen
zu" – liefert die ethische Grenze zwischen legitimer Begrenzung und Übergriff. In ihrer subjektiven
Form ist sie anfällig für den Einwand, dass Menschen Verschiedenes wollen und erdulden. Deshalb
wird sie hier in kantischer Tradition objektiviert: Der Maßstab ist nicht, was ich will oder nicht will,
sondern was kein vernünftiges Subjekt sich zumuten lassen würde.

Konkret: Ich darf deinen Willen dort begrenzen, wo du mir etwas antust, das kein vernünftiger
Mensch erdulden wollen würde. Nicht mehr. Nicht weniger.

Axiom 6: Das Gespräch als Modus der Gleichrangigkeit

Konflikte zwischen gleichrangigen Willen werden durch Gespräch gelöst. Das Gespräch setzt
die gegenseitige Anerkennung als Subjekt voraus und ist zugleich deren Bewährung.
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Erläuterung: Wo zwei Subjekte aufeinandertreffen und ihre Willen einander widersprechen, gibt es
nur zwei Wege: Gespräch oder Gewalt. Das Gespräch ist der einzige Weg, der die Subjektivität
beider intakt lässt. Denn im Gespräch anerkenne ich den anderen als jemanden, dessen Gründe
zählen – als jemanden, den ich überzeugen muss, nicht überwinden.

Wer das Gespräch verweigert und stattdessen Fakten schafft, erklärt den Willen des anderen für
irrelevant. Er macht ihn zum Objekt.

Axiom 7: Nur freiwillige Gemeinschaft ist legitim

Zwangsunterwerfung unter eine Ordnung, der man nicht zugestimmt hat, verletzt die
Subjektivität des Menschen.

Erläuterung: Eine Ordnung, die beansprucht, über mich zu bestimmen, obwohl ich ihr nie
zugestimmt habe, behandelt mich als Objekt ihrer Verwaltung. Es spielt keine Rolle, ob diese
Ordnung sich „demokratisch" nennt, ob sie Gutes tut oder ob sie von einer Mehrheit getragen wird.
Solange ich nicht zugestimmt habe, ist ihre Gewalt über mich nicht legitimiert – sie ist Unterwerfung
mit freundlichem Gesicht.

Legitim ist nur eine Gemeinschaft, der ihre Mitglieder freiwillig angehören und die sie freiwillig
verlassen können.

Axiom 8: Ebenbürtigkeit der Mittel

Gewaltfreiheit kann nicht einseitig gefordert werden. Wer den anderen entwaffnet und dann
Friedlichkeit verlangt, verlangt Unterwerfung.

Erläuterung: Gewaltfreiheit ist ein hohes Ziel und sie kann nur dort gefordert werden, wo sie
gegenseitig ist. Wo einer die Waffen hält und der andere sie abgeben soll, ist die Forderung nach
Gewaltfreiheit eine Forderung nach Wehrlosigkeit – und Wehrlosigkeit ist keine Tugend, sondern
erzwungene Ohnmacht.

Ebenbürtigkeit der Mittel dient nicht der Eskalation, sondern deren Verhinderung. Wer weiß, dass
der andere sich wehren kann, verhandelt ernsthafter. Asymmetrie ermöglicht Übergriffe; Symmetrie
hemmt sie.

Das Gewaltmonopol des Staates ist nach diesem Axiom nicht Friedenssicherung, sondern
strukturelle Entwaffnung des Bürgers – und damit strukturelle Asymmetrie.

Axiom 9: Lebensgrundlagen gehören allen

Natürliche Lebensgrundlagen dürfen nicht so beansprucht werden, dass andere von ihnen
ausgeschlossen werden. Die Erde gehört allen.
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Erläuterung: Boden, Wasser, Luft – sie sind nicht menschengemacht. Niemand hat sie geschaffen,
also kann niemand ein natürliches Recht beanspruchen, andere von ihnen auszuschließen. Wer
natürliche Lebensgrundlagen monopolisiert, erzeugt Abhängigkeit. Abhängigkeit erzeugt
Machtasymmetrie. Machtasymmetrie zerstört Gleichrangigkeit. Und wo Gleichrangigkeit zerstört ist,
ist die Würde verletzt.

Die Konsequenz: Privateigentum an Boden und natürlichen Ressourcen ist in dem Maße illegitim, in
dem es andere von der Nutzung ausschließt. Die einzige möglicherweise legitime Abgabe ist eine
Bodenrente (Single Tax), die den Ausschluss kompensiert und der Gemeinschaft zurückgibt, was der
Gemeinschaft gehört.

1.3 Das offene Dilemma: Schutz der Schwachen

Dieses Werk wäre unehrlich, wenn es behauptete, sein Axiomensystem löse jedes Problem. Es löst
nicht jedes Problem. Der Schutz der Schwachen ist ein solches ungelöstes Problem.

Wenn ein Mensch einen anderen misshandelt – ein Kind, einen Wehrlosen, einen Abhängigen –,
dann ist Hilfe geboten. Und zugleich stellt sich die Frage: Wie hilft man, ohne selbst Gewalt
auszuüben? Wie schützt man das Opfer, ohne dem Täter gegenüber zum Subjekt zu werden, das
dessen Willen unterordnet?

Die ehrliche Antwort lautet: Dies ist im Allgemeinen unentscheidbar. Es gibt keine Regel, die in
jedem Fall die richtige Antwort gibt. Es gibt nur die Einzelfallentscheidung eines Menschen, der in
einer konkreten Situation handeln muss und dabei sowohl seine Prinzipien als auch das Leid des
anderen vor Augen hat.

Das ist keine Schwäche des Systems. Es ist ein Eingeständnis, das jedes System schuldig ist, das sich
nicht selbst belügt. Der Zwangsstaat behauptet, dieses Problem gelöst zu haben – durch sein
Gewaltmonopol, durch Polizei und Justiz. Seine Lösung ist erkauft durch die universelle
Objektmachung aller Bürger. Ob dieser Preis angemessen ist, ist eine der zentralen Fragen dieses
Werkes.

1.4 Überleitung

Aus den formulierten Axiomen ergeben sich Fragen, die in den folgenden Kapiteln behandelt werden
müssen:

1. Folgerungen: Welche konkreten Konsequenzen haben diese Axiome für das Verhältnis
zwischen Menschen? Was folgt aus ihnen für Vertrag, Eigentum, Arbeit, Familie? (Kapitel 2)

2. Rechtsphilosophie: Wie verhält sich dieses Axiomensystem zu bestehenden
rechtsphilosophischen Traditionen – insbesondere zu Kant, Hegel, Rawls, Nozick? Wo stimmt
es überein, wo widerspricht es? (Kapitel 3)



12

3. Staat und Individuum: Wenn diese Axiome gelten – was folgt daraus für die Legitimität des
bestehenden Staates? (Kapitel 4)

4. Der Übergang: Wie kommt man vom bestehenden System zu einer Ordnung, die diesen
Axiomen genügt – und welche Hindernisse stehen dem entgegen? (Kapitel 7)

Dieses Kapitel wurde diskursiv erarbeitet. Jede Formulierung ist das Ergebnis einer kritischen Prüfung
auf begriffliche Klarheit, logische Konsistenz und Widerstandsfähigkeit gegen Gegenargumente. Wo eine
vollständige Verteidigung nicht möglich war, wurde dies als offenes Dilemma gekennzeichnet.
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Kapitel 2: Folgerungen aus den Axiomen

2.1 Abhängigkeit als Gegenbegriff zur Freiheit

Das zentrale Problem, das sich aus den Axiomen ergibt, ist nicht Gewalt im engeren Sinn. Es ist
Abhängigkeit.

Abhängigkeit ist die Vorstufe der Objektmachung. Wo ein Mensch von einem anderen abhängig ist –
für Nahrung, Obdach, Arbeit, Zugang zu Lebensgrundlagen –, dort ist seine Freiwilligkeit strukturell
beschädigt. Er kann formal zustimmen, und dennoch ist seine Zustimmung keine freie Entscheidung,
sondern Ausdruck einer Lage, in der er keine echte Wahl hat.

Die Logik ist einfach:

• Abhängigkeit erzeugt Machtasymmetrie.

• Machtasymmetrie zerstört Gleichrangigkeit.

• Ohne Gleichrangigkeit gibt es keine Subjektanerkennung.

• Ohne Subjektanerkennung gibt es keine Würde.

Daraus folgt: Jede Ordnung, die Abhängigkeit erzeugt oder aufrechterhält, steht im Widerspruch zu
den Axiomen – unabhängig davon, ob sie diese Abhängigkeit mit Gesetzen absichert oder mit
Wohlfahrt mildert. Die Milderung der Folgen ändert nichts an der Struktur.

2.2 Bodeneigentum als strukturelle Quelle der Abhängigkeit

Unter allen Formen der Abhängigkeit ist eine grundlegender als jede andere: die Abhängigkeit
dessen, der keinen Boden hat, von dem, der ihn besitzt.

Der Boden ist nicht menschengemacht. Niemand hat ihn geschaffen. Und doch bestimmt der Zugang
zum Boden, ob ein Mensch sich selbst versorgen kann oder ob er Bedingungen akzeptieren muss, die
andere ihm stellen.

Wer Boden besitzt, kontrolliert die Voraussetzung jeder menschlichen Existenz: den Ort, an dem
man lebt, arbeitet, anbaut, baut. Wer keinen Boden hat, ist gezwungen, sich den Bedingungen dessen
zu fügen, der ihn hat. Er muss Miete zahlen, Arbeit annehmen, Regeln akzeptieren – nicht weil er es
will, sondern weil die Alternative Obdachlosigkeit oder Hunger ist.

Dies ist der Gedanke Henry Georges: Die Monopolisierung des Bodens ist die Wurzel sozialer
Ungerechtigkeit. Nicht weil Bodeneigentümer böse Menschen sind, sondern weil die Struktur des
Bodeneigentums unvermeidlich Abhängigkeit erzeugt.

Die Folgerung aus Axiom 9: Privateigentum an Boden ist in dem Maße illegitim, in dem es andere
vom Zugang ausschließt. Wer ein Grundstück exklusiv nutzt – etwa um ein Haus darauf zu bauen –,
beansprucht etwas, das allen gehört. Dieser Ausschluss aller anderen von diesem Stück Erde erzeugt
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eine Schuld gegenüber der Gemeinschaft.

2.3 Die Single Tax als Ausgleichsmechanismus

Die Konsequenz aus 4.2 ist das Prinzip der Bodenrente: Wer Boden exklusiv nutzt, führt eine
Abgabe an die Gemeinschaft ab – nicht als Strafe, sondern als Ausgleich für den Ausschluss, den
seine Nutzung bewirkt.

Dies ist möglicherweise die einzige legitime Abgabe innerhalb dieses Axiomensystems. Sie ist keine
Steuer im herkömmlichen Sinn – denn eine Steuer ist eine Forderung des Staates, die der Bürger
nicht verweigern kann. Die Bodenrente hingegen folgt aus einem Prinzip: Die Erde gehört allen, und
wer einen Teil exklusiv beansprucht, schuldet den anderen einen gerechten Anteil.

Offene Fragen, die das Werk benennt, nicht löst:

• Wer empfängt die Bodenrente und verteilt sie?

• In welcher Währung wird sie erhoben?

• Wie wird der „gerechte Anteil" bestimmt?

• Dem Grunde nach müsste jeder Erdbewohner einen Anteil erhalten – wie ist das praktisch
umsetzbar?

Diese Fragen sind organisatorisch, nicht axiomatisch. Das Prinzip steht unabhängig von seiner
Umsetzung: Exklusive Bodennutzung erzeugt eine Pflicht zum Ausgleich. Die praktische Form
dieser Pflicht ist eine offene Aufgabe.

2.4 Eigentum am Arbeitsprodukt

Wenn Bodeneigentum illegitim ist – was ist dann mit dem, was ich auf dem Boden schaffe?

Die Antwort folgt aus den Axiomen: Was ich mit meiner Arbeit erschaffe, ist Ausdruck meines
Willens. Es mir zu nehmen wäre eine einseitige Unterordnung meines Willens (Axiom 3). Also:
Eigentum am Produkt meiner Arbeit ist legitim.

Die Unterscheidung ist klar:

• Illegitim: Eigentum an dem, was niemand geschaffen hat (Boden, Wasser, Luft,
Bodenschätze).

• Legitim: Eigentum an dem, was ich mit meiner Arbeit hervorgebracht habe (Haus, Werkzeug,
Ernte, Kunstwerk, Idee).

Das Haus gehört dem, der es gebaut hat. Der Boden darunter gehört allen – und für seine exklusive
Nutzung wird Bodenrente entrichtet.
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2.5 Der Unternehmer als Abhängigkeitsabbauer

In diesem Axiomensystem erhält der Begriff „Unternehmer" eine normative Bedeutung, die über die
ökonomische Definition hinausgeht.

Unternehmer ist nicht einfach, wer ein Geschäft betreibt oder Risiko trägt. Unternehmer ist, wer
durch seine Projekte Abhängigkeiten abbaut.

Wer ein Werkzeug entwickelt, das Menschen befähigt, sich selbst zu versorgen – der ist
Unternehmer. Wer eine Dienstleistung anbietet, die Alternativen schafft und Monopole untergräbt –
der ist Unternehmer. Wer hingegen ein Geschäftsmodell aufbaut, das auf der Abhängigkeit anderer
beruht – auf Sucht, Verschuldung, Plattform-Lock-in, künstlicher Verknappung –, der ist kein
Unternehmer in diesem Sinn. Er ist Abhängigkeitserzeuger.

Der Wettbewerb zwischen Unternehmern ist der Mechanismus, durch den Abhängigkeit abgebaut
wird. Wo mehrere Anbieter um den Freiwilligen werben, kann keiner Bedingungen diktieren. Der
Abhängige hat die Wahl – und die Wahl ist die Voraussetzung der Freiwilligkeit.

2.6 Wettbewerb, Kartelle und das Rückfallrisiko

Wettbewerb hat eine Tendenz zur Selbstauflösung. Erfolgreiche Akteure wachsen, verdrängen
Konkurrenten, bilden Kartelle. Am Ende kann eine Machtkonzentration entstehen, die staatsähnliche
Züge trägt – eine Organisation, die ein Territorium kontrolliert und innerhalb dieses Territoriums
Regeln durchsetzt.

Dieses Werk behauptet nicht, dass eine Ordnung ohne Staat solche Entwicklungen unmöglich macht.
Es behauptet, dass zwei Mechanismen sie hemmen:

Erstens: Ohne Bodeneigentum fehlt die Grundlage für extreme Akkumulation. Der mächtigste
Hebel historischer Monopolbildung – Landbesitz – ist weg.

Zweitens: Wo ein Kartell staatsähnlich wird und Territorium okkupiert, greift das Prinzip der
Bodenrente. Wer Land beansprucht, schuldet die Single Tax – an alle. Territoriale Monopole
finanzieren durch ihre bloße Existenz die Gemeinschaft, die sie zu beherrschen versuchen.

Ohne Staat gibt es neue Probleme. Das wird nicht bestritten. Die Frage ist nicht, ob eine Ordnung
ohne Zwang problemfrei wäre. Die Frage ist, ob ihre Probleme weniger gravierend sind als die
universelle Objektmachung, die der Zwangsstaat als Preis für seine Ordnung verlangt.

2.7 Die These: Freiheit ermöglicht Kooperation

Zum Abschluss dieses Kapitels steht eine These, die nicht bewiesen, nur begründet werden kann:
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Eine Gesellschaft, die weniger Abhängigkeiten kennt, ist freier – und eine freiere Gesellschaft
ist kooperativer.

Die Begründung: Kooperation ist der natürliche Zustand menschlichen Zusammenlebens, wenn
Zwang nicht da ist. Menschen sind soziale Wesen. Sie kooperieren, weil Zusammenarbeit
produktiver ist als Isolation, weil Gemeinschaft Sicherheit bietet, weil Arbeitsteilung Wohlstand
schafft.

Was Kooperation verhindert, ist nicht die Natur des Menschen, sondern die Struktur der
Abhängigkeit. Wo einer den anderen zwingen kann, entsteht nicht Zusammenarbeit, sondern
Ausbeutung. Wo einer dem anderen ausgeliefert ist, entsteht nicht Vertrauen, sondern Misstrauen.
Wo Gehorsam verlangt wird, verkümmert Initiative.

Die These lässt sich stützen durch die Arbeiten Pjotr Kropotkins zur gegenseitigen Hilfe als
evolutionärem Prinzip, durch Elinor Ostroms Forschung zur Selbstorganisation von Commons,
durch die moderne Spieltheorie, die zeigt, dass Kooperation unter Bedingungen der Wiederholung
und Freiwilligkeit die dominante Strategie ist.

Konkrete Beispiele: Die Reisfeld-Genossenschaften auf Bali, die seit Jahrhunderten ohne zentrale
Autorität ihre Bewässerungssysteme organisieren. Die Schweizer Allmendgenossenschaften, die
gemeinsame Weiden seit dem Mittelalter erfolgreich verwalten. Die Ergebnisse der Spieltheorie, die
zeigen, dass die einfachste kooperative Strategie – Tit-for-Tat: kooperiere zuerst, dann handle wie
dein Gegenüber – unter Bedingungen wiederholter Begegnung alle anderen Strategien schlägt.

Sie lässt sich bestreiten – insbesondere durch die hobbesianische Tradition, die im Menschen einen
Wolf sieht, der nur durch Zwang gezähmt wird. Diese Gegenposition wird in Kapitel 3
(Rechtsphilosophie) behandelt.

Hier genügt die Feststellung: Wenn die These stimmt, dann ist der Zwangsstaat nicht nur
würdeverletzend, sondern auch kontraproduktiv. Er zerstört, was er zu schützen vorgibt.

2.8 Überleitung

Die Folgerungen aus den Axiomen zeichnen das Bild einer Ordnung, die auf Freiwilligkeit,
Ebenbürtigkeit und dem freien Zugang zu Lebensgrundlagen beruht. Diese Ordnung steht in
scharfem Widerspruch zu fast allen bestehenden Staats- und Rechtsordnungen.

Im folgenden Kapitel wird geprüft, wie sich dieses Axiomensystem zu den großen
rechtsphilosophischen Traditionen verhält – wo es Verbündete findet und wo es auf grundsätzlichen
Widerspruch trifft.

Dieses Kapitel kennzeichnet offene Fragen als solche: die praktische Umsetzung der Single Tax, die
Mechanismen gegen Kartellbildung, die empirische Gültigkeit der Kooperationsthese. Es beansprucht
nicht, alle Probleme gelöst zu haben. Es beansprucht, die richtigen Fragen aus den richtigen Prämissen
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abgeleitet zu haben.
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Kapitel 3: Rechtsphilosophie

3.1 Einführung: Ein System im Gespräch mit der Tradition

Kein philosophisches System entsteht im luftleeren Raum. Die in diesem Werk entwickelten Axiome
stehen in einer Tradition – sie teilen Prämissen mit einigen Denkern, widersprechen anderen
grundsätzlich. Dieses Kapitel ordnet das Axiomensystem ein: Wo findet es Verbündete? Wo steht es
im Widerspruch? Und wo geht es über bestehende Positionen hinaus?

Zwei Denker ragen als Vorbilder heraus: John Rawls und Henry George. Von Rawls stammt die
Methode der Unparteilichkeit – die Frage, welche Ordnung ein vernünftiger Mensch wählen würde,
der nicht weiß, welche Position er in ihr einnehmen wird. Von George stammt die Einsicht, dass
Boden allen gehört und seine Monopolisierung die Wurzel sozialer Ungerechtigkeit ist.

Die Synthese beider führt zu dem System, das hier vorgelegt wird: Eine Ordnung ohne Zwangsstaat,
mit gesichertem Zugang zu natürlichen Lebensgrundlagen, in der Kooperation freiwillig geschieht –
nicht weil eine Autorität sie erzwingt, sondern weil die Bedingungen sie ermöglichen.

3.2 Hobbes: Der Mensch als Wolf

Thomas Hobbes begründete die moderne Staatsphilosophie mit einer düsteren Prämisse: Im
Naturzustand herrscht Krieg aller gegen alle. Der Mensch ist dem Menschen ein Wolf. Nur ein
absoluter Souverän – der Leviathan – kann Ordnung schaffen, indem alle ihm ihre Freiheit
übertragen.

Die Gegenposition dieses Werkes:

Die hobbesianische Prämisse ist eine unbegründete anthropologische Annahme. Sie wird als
Tatsache vorgestellt, ist in Wahrheit eine Setzung. Die empirische Forschung – von Kropotkins
Studien zur gegenseitigen Hilfe über Ostroms Analysen selbstorganisierter Commons bis zur
modernen Spieltheorie – zeigt ein anderes Bild: Menschen kooperieren unter Bedingungen der
Freiwilligkeit und Wiederholung zuverlässig. Kooperation ist nicht die Ausnahme, die durch Zwang
erzeugt werden muss. Sie ist die Regel, die durch Zwang verformt wird.

Hobbes' Fehlschluss besteht darin, aus der Möglichkeit des Konflikts die Notwendigkeit der
Unterwerfung abzuleiten. Dass Menschen in Konflikt geraten können, beweist nicht, dass sie immer
in Konflikt geraten. Und selbst wo Konflikte entstehen, folgt daraus nicht, dass nur ein Souverän sie
lösen kann. Das Gespräch, der soziale Druck, die freiwillige Einigung – all das existiert vor dem
Staat und unabhängig von ihm.

Der Leviathan löst nicht das Problem der Gewalt. Er monopolisiert sie.
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3.3 Locke: Naturrecht und der halbe Verbündete

John Locke steht Hobbes entgegen: Der Mensch hat natürliche Rechte auf Leben, Freiheit und
Eigentum. Der Staat entsteht durch einen Gesellschaftsvertrag und ist nur insoweit legitim, als er
diese Rechte schützt.

Übereinstimmung:

Lockes Arbeitseigentumstheorie stimmt mit Axiom 9 und der Folgerung in Kapitel 2 überein:
Eigentum entsteht durch Arbeit. Was ich schaffe, gehört mir. Dieses Prinzip wird hier geteilt.

Bruch an zwei Stellen:

Erstens: Locke erlaubt Bodeneigentum. Wer den Boden bearbeitet, darf ihn besitzen – solange
„genug und gleich gutes" für andere übrig bleibt (die sogenannte Lockesche Bedingung). In einer
Welt endlicher Ressourcen ist diese Bedingung längst verletzt. Henry George hat gezeigt, dass die
Lockesche Bedingung unter realen Umständen nicht haltbar ist – und dass die Konsequenz nicht die
Aufhebung des Arbeitseigentums sein muss, sondern die Aufhebung des Bodeneigentums.

Zweitens: Lockes Gesellschaftsvertrag ist eine Fiktion. Niemand heute Lebender hat diesen Vertrag
unterschrieben. Ein Vertrag, dem ich nie zugestimmt habe, bindet mich nicht – das folgt aus Axiom
7. Locke legitimiert einen Staat auf Grundlage einer Zustimmung, die nie stattgefunden hat.

Locke ist ein halber Verbündeter: richtig im Prinzip des Arbeitseigentums, falsch im Bodeneigentum
und in der Staatslegitimation durch fiktiven Vertrag.

3.4 Kant: Autonomie und die radikale Konsequenz

Immanuel Kants Moralphilosophie liefert das tiefste Fundament für die Axiome dieses Werkes.

Die Selbstzweckformel des kategorischen Imperativs – „Handle so, dass du die Menschheit, sowohl
in deiner Person als in der Person eines jeden anderen, jederzeit zugleich als Zweck, niemals bloß als
Mittel brauchst" – ist die philosophische Grundlage von Axiom 1 (Würde als Subjektanerkennung)
und Axiom 5 (universalisierte goldene Regel).

Kants Autonomiebegriff – der Mensch als Wesen, das sich selbst Gesetze gibt – ist die Grundlage
von Axiom 7 (nur freiwillige Gemeinschaft ist legitim). Wer einem Gesetz unterworfen wird, das er
sich nicht selbst gegeben hat, wird als Mittel gebraucht, nicht als Zweck geachtet.

Die Spannung:

Kant selbst hielt einen Rechtsstaat für notwendig. Er argumentierte, dass Freiheit ohne rechtliche
Ordnung nicht gesichert werden kann – dass der „Ausgang aus dem Naturzustand" eine Pflicht sei.

Dieses Werk nimmt Kants Prämissen ernster als Kant selbst. Wenn der Mensch niemals bloß als
Mittel gebraucht werden darf – dann darf auch kein Staat ihn als Verwaltungsobjekt behandeln.
Wenn Autonomie bedeutet, nur Gesetzen zu gehorchen, die man sich selbst gibt – dann delegitimiert
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sich jede Ordnung, die ohne individuelle Zustimmung über Menschen verfügt.

Kant zeigt das Ziel. Dieses Werk zieht die Konsequenz, vor der Kant selbst zurückschreckte.

3.5 Rawls: Gerechtigkeit als Fairness – und ihre radikale Weiterführung

John Rawls' Eine Theorie der Gerechtigkeit stellt die Frage: Welche Ordnung würden vernünftige
Menschen wählen, wenn sie nicht wüssten, welche Position sie in der Gesellschaft einnehmen
werden?

Dieses Gedankenexperiment – der Schleier des Nichtwissens – erzwingt Unparteilichkeit. Wer nicht
weiß, ob er Grundbesitzer oder Bodenloser, Arbeitgeber oder Arbeiter, Starker oder Schwacher sein
wird, wird eine Ordnung wählen, die jeden schützt – nicht nur die Privilegierten.

Was dieses Werk von Rawls übernimmt:

Die Methode. Die Forderung nach Unparteilichkeit als Prüfstein jeder gerechten Ordnung. Die
Einsicht, dass eine Ordnung nur dann gerecht ist, wenn auch der Schwächste in ihr als Subjekt
bestehen kann.

Wo dieses Werk über Rawls hinausgeht:

Rawls' eigene Methode, konsequent angewandt, führt nicht zu seinem Ergebnis. Ein vernünftiger
Mensch hinter dem Schleier des Nichtwissens hätte Grund, folgende Ordnung zu wählen:

• Kein Bodeneigentum – denn er könnte der Bodenlose sein.

• Bodenrente für alle – denn das sichert seine Existenz, unabhängig von seiner Position.

• Keine Zwangsunterwerfung – denn er könnte derjenige sein, der unterworfen wird.

• Freiwillige Gemeinschaft – denn nur so behält er seine Subjektivität, gleichgültig welche
Position er einnimmt.

Rawls selbst kam zu einem anderen Ergebnis: einem liberalen Wohlfahrtsstaat, der umverteilt. Seine
Lösung setzt einen Staat voraus, der die Umverteilung organisiert und durchsetzt. Dieses Werk
argumentiert: Das Differenzprinzip – die Besserstellung der Schwächsten – wird durch die
Bodenrente bereits erfüllt. Wenn allen Menschen ein gerechter Anteil an den natürlichen
Lebensgrundlagen zusteht, braucht es keinen Staat, der umverteilt. Die Verteilung folgt aus dem
Prinzip selbst.

Rawls zeigt die richtige Methode und stellt die richtige Frage. Seine Antwort greift zu kurz, weil er
das Mittel des Zwangsstaates nicht in Frage stellt.

3.6 Nozick: Der Minimalstaat – nahe und doch grundverschieden
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Robert Nozick argumentiert in Anarchie, Staat und Utopia gegen den Wohlfahrtsstaat: Nur ein
Minimalstaat – beschränkt auf Schutz vor Gewalt, Diebstahl und Vertragsbruch – ist legitim. Alles
darüber hinaus verletzt individuelle Rechte.

Nähe: Beide Positionen lehnen den umverteilenden Staat ab. Beide betonen individuelle Freiheit.
Beide misstrauen der Anmaßung zentraler Planung.

Bruch: Nozick akzeptiert Bodeneigentum. Er akzeptiert einen – wenn auch minimalen – Staat. Und
er bietet keine Antwort auf die Frage, wie Freiheit strukturell gesichert werden kann, wenn
Bodeneigentum Abhängigkeit erzeugt.

Nozick sieht das Problem der Staatsgewalt, sieht nicht das Problem des Bodeneigentums. Sein
Minimalstaat schützt das Eigentum der Besitzenden – und damit die Struktur, die Abhängigkeit
erzeugt. Freiheit, die auf dem Eigentum des einen am Lebensgrundlage des anderen beruht, ist die
Freiheit des Stärkeren.

3.7 Proudhon und die anarchistische Tradition

Pierre-Joseph Proudhon formulierte 1840: „Eigentum ist Diebstahl." Gemeint war nicht das
Eigentum am Arbeitsprodukt, sondern das Grundeigentum – der leistungslose Ertrag aus dem Besitz
dessen, was niemand geschaffen hat.

Proudhon steht in der Tradition der Herrschaftskritik: Staat und Kapital sind zwei Seiten derselben
Medaille. Beide errichten Verhältnisse der Unterwerfung. Die Alternative ist die freie Assoziation –
der freiwillige Zusammenschluss von Gleichen.

Übereinstimmung: Die Analyse der Herrschaftsstrukturen, die Unterscheidung zwischen Besitz
(der eigenen Arbeit) und Eigentum (als Herrschaftsinstrument), die Forderung nach Freiwilligkeit.

Differenz: Proudhons Lösungsvorschläge (Mutualismus, Arbeitergenossenschaften, zinsloser
Kredit) sind historisch gebunden. Dieses Werk übernimmt seine Analyse, nicht seine spezifischen
Rezepte. Die Bodenrente nach Henry George bietet einen klareren und universelleren Mechanismus
als Proudhons mutualistische Bankprojekte.

3.8 Henry George: Die Bodenrente als Scharnier

Henry George veröffentlichte 1879 Progress and Poverty und stellte eine einfache Frage: Warum
wächst die Armut, obwohl der Wohlstand steigt? Seine Antwort: Weil der steigende Wohlstand in
Form steigender Bodenrenten von den Grundeigentümern abgeschöpft wird. Der Fortschritt aller
wird zum Gewinn weniger.

Georges Lösung: Die Bodenrente – der Ertrag, der allein aus dem Standortvorteil des Bodens
entsteht, nicht aus der Arbeit des Nutzers – gehört der Gemeinschaft. Sie wird als einzige Steuer
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(Single Tax) erhoben. Alle anderen Steuern entfallen. Arbeit, Handel und Produktion bleiben
unversteuert.

Warum George für dieses Werk zentral ist:

George liefert die ökonomische Entsprechung zu Axiom 9. Die philosophische Aussage „Die Erde
gehört allen" wird bei George zum konkreten Mechanismus: Die Bodenrente als Ausgleich für den
exklusiven Gebrauch dessen, was allen gehört.

Gleichzeitig löst George ein Problem, das rein philosophische Systeme offenlassen: die Frage der
Finanzierung gemeinsamer Güter ohne Zwangsstaat. Wenn die Bodenrente allen zusteht und aus
dem Prinzip des gemeinsamen Eigentums an der Erde folgt, dann ist sie keine Steuer im Sinn einer
staatlichen Forderung – sie ist Ausgleich einer Schuld, die aus der Natur der Sache folgt.

3.9 Die Allmende als Entwicklungsziel

Die Commons – die Allmende – sind kein vergangener Zustand, der nostalgisch beschworen wird.
Sie sind ein Entwicklungsziel.

Elinor Ostrom hat empirisch gezeigt, dass Menschen gemeinsame Ressourcen erfolgreich selbst
verwalten können – ohne Staat und ohne Privatisierung. Ihre Forschung belegt, dass freiwillige
Kooperation zur Bewirtschaftung gemeinsamer Güter nicht nur möglich, sondern unter bestimmten
Bedingungen effizienter ist als staatliche Verwaltung oder private Monopolisierung.

Die These dieses Werkes: Je weiter die Allmende fortschreitet – je mehr gemeinsame Güter (Wissen,
Energie, Infrastruktur, Nahrungssicherung) offen zugänglich und gemeinschaftlich organisiert sind –,
desto höher wird der allgemeine Lebensstandard und desto überflüssiger werden
Zwangsinstitutionen.

Wo Menschen gut versorgt sind, sinkt der Anreiz zur Unterwerfung. Wo Alternativen bestehen,
verliert Herrschaft ihre Grundlage. Die Allmende ist der materielle Unterbau der Freiheit.

Dies erfordert keine Weltregierung. Es erfordert Unternehmer, die Abhängigkeiten abbauen, offene
Strukturen, die Zugang ermöglichen, und das Prinzip der Bodenrente, das verhindert, dass natürliche
Grundlagen monopolisiert werden.

3.10 Verortung des Axiomensystems

Das hier vorgelegte System lässt sich wie folgt in die Tradition einordnen:

Denker Verhältnis

Hobbes Grundsätzlicher Widerspruch. Die Prämisse des Wolfsmenschen wird bestritten.
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Locke Teilübereinstimmung beim Arbeitseigentum. Bruch beim Bodeneigentum und beim
fiktiven Gesellschaftsvertrag.

Kant Tiefste philosophische Verwandtschaft. Dieses Werk zieht Konsequenzen, vor denen
Kant zurückschreckte.

Rawls Methodisches Vorbild. Die Methode der Unparteilichkeit wird übernommen und radikaler
angewandt als von Rawls selbst.

Nozick Gemeinsame Ablehnung des Wohlfahrtsstaates. Bruch beim Bodeneigentum und beim
Minimalstaat.

Proudhon Verwandtschaft in der Herrschaftskritik und der Eigentumsunterscheidung. Differenz bei
den konkreten Lösungen.

Henry George Stärkste inhaltliche Übereinstimmung. Die Bodenrente ist das ökonomische Kernstück
dieses Systems.

Die Synthese lautet: Rawls' Methode, angewandt auf Georges Einsicht, unter Kants Prämissen –
ohne den Staat, den alle drei voraussetzten.

3.11 Überleitung

Die rechtsphilosophische Verortung zeigt: Das Axiomensystem steht nicht außerhalb der Tradition.
Es steht an ihrem radikalen Ende – dort, wo die Prämissen ernst genommen werden, die andere
Denker formuliert, in ihren Konsequenzen dann eingehegt haben.

Im folgenden Kapitel wird das Verhältnis zwischen Individuum und Staat konkret untersucht:
Welche Ansprüche erhebt der bestehende Staat? Auf welcher Legitimationsgrundlage? Und was
bleibt von dieser Legitimation, wenn man sie an den hier entwickelten Maßstäben misst?

Dieses Kapitel beansprucht keine vollständige Darstellung der genannten Philosophien. Es beansprucht,
das Verhältnis des eigenen Axiomensystems zu ihnen korrekt und fair darzustellen – einschließlich der
Punkte, an denen Übereinstimmung besteht.
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Kapitel 4: Verhältnis zwischen Individuum und
Staat

4.1 Der Staat als Bodeneigentümer

Jeder Staat beansprucht ein Territorium. Innerhalb dieses Territoriums erhebt er den Anspruch,
Regeln zu setzen, Gehorsam zu verlangen, Gewalt auszuüben und Abgaben einzutreiben. Wer auf
diesem Territorium lebt, untersteht ihm – unabhängig davon, ob er zugestimmt hat.

Dieser Anspruch wird „Souveränität" genannt. In seiner Struktur ist er nichts anderes als
Bodeneigentum im größtmöglichen Maßstab. Der Staat sagt: „Dieses Land gehört mir. Wer darauf
lebt, untersteht meinen Regeln." Er verhält sich wie ein Grundeigentümer – mit dem Unterschied,
dass sein Grundstück Millionen Hektar umfasst und seine Mieter keine Kündigung aussprechen
können.

Die Souveränität des Staates ist Bodeneigentum, ausgeübt mit Gewalt und legitimiert durch
Erzählungen.

4.2 Souveränität als Verschleierung

Man wird einwenden: Souveränität sei etwas anderes als Eigentum. Eigentum sei privat,
Souveränität öffentlich. Eigentum diene dem Eigeninteresse, Souveränität dem Gemeinwohl.

Diese Unterscheidung verschleiert mehr als sie klärt.

Wer sagt „auf meinem Gebiet gelten meine Regeln, und wer das nicht akzeptiert, wird bestraft oder
vertrieben" – der verhält sich wie ein Eigentümer. Es spielt keine Rolle, ob er sich „Staat" nennt,
„Republik", „Demokratie" oder „Gemeinwesen". Das Verhalten ist dasselbe: exklusive Verfügung
über Boden, durchgesetzt mit Gewalt gegen jeden, der sich nicht fügt.

Der Unterschied zwischen einem Feudalherren und einem modernen Staat ist kein Unterschied im
Prinzip. Es ist ein Unterschied in der Erzählung. Der Feudalherr sagte: „Dieses Land gehört mir, weil
Gott es so will." Der Staat sagt: „Dieses Land gehört uns, weil das Volk es so will." In beiden Fällen
wird der Einzelne nicht gefragt.

4.3 Steuern als Konsequenz des Bodenanspruchs

Steuern setzen territoriale Kontrolle voraus. Wer besteuern will, muss den Raum kontrollieren, in
dem besteuert wird. Ohne Territorium kein Finanzamt. Ohne Bodenanspruch keine Steuerhoheit.
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Das bedeutet: Steuern sind nicht ein zusätzlicher Eingriff des Staates neben seiner Existenz. Sie sind
die ökonomische Konsequenz seines Bodenanspruchs. Der Staat beansprucht das Land – und weil er
das Land beansprucht, beansprucht er einen Anteil an allem, was auf diesem Land erwirtschaftet
wird.

Die Ironie: Der Staat erhebt Steuern auf die Arbeit der Bürger, obwohl er keinen Anspruch auf das
Produkt ihrer Arbeit haben kann (Axiom 3, Kapitel 2.4). Was er legitimerweise hätte beanspruchen
können – die Bodenrente für die exklusive Nutzung dessen, was allen gehört – schöpft er nicht ab.
Stattdessen schöpft er ab, was die Menschen mit ihrer Arbeit schaffen. Er besteuert das Falsche.

Ohne den Bodenanspruch des Staates gibt es keine Grundlage für Steuern – mit Ausnahme der
Bodenrente, die nicht aus staatlicher Hoheit folgt, sondern aus dem Prinzip, dass die Erde allen
gehört.

4.4 Die Legitimationsnarrative

Der Staat rechtfertigt seine Existenz durch Erzählungen. Die wichtigsten sind:

Der Gesellschaftsvertrag: Die Behauptung, alle Bürger hätten einem Vertrag zugestimmt, der den
Staat begründet. Tatsächlich hat niemand heute Lebender diesen Vertrag unterschrieben. Ein Vertrag
ohne Zustimmung ist kein Vertrag – er ist eine Behauptung, die Unterwerfung als Einwilligung
ausgibt. Geburt auf einem Territorium ist keine Zustimmung. Nichtwegziehen ist keine Zustimmung.
Schweigen ist keine Zustimmung.

Demokratie: Die Behauptung, der Staat sei legitim, weil das Volk entscheidet. Tatsächlich
entscheidet die Mehrheit – und die Minderheit wird dem Willen der Mehrheit unterworfen. Das ist,
gemessen an Axiom 2 und 3, Unterordnung des Willens. Dass sie durch Abstimmung geschieht,
ändert nichts am Ergebnis: Ein Mensch wird einer Ordnung unterworfen, der er nicht zugestimmt
hat.

Demokratie ist besser als Diktatur – das wird nicht bestritten. Sie löst das Legitimationsproblem
dennoch nicht. Sie mildert Herrschaft, sie beendet sie nicht.

Gemeinwohl: Die Behauptung, der Staat handle im Interesse aller. Tatsächlich handelt jede
Institution zunächst im Interesse ihres eigenen Fortbestands. Was als Gemeinwohl ausgegeben wird,
ist häufig das Interesse der Institution an ihrer eigenen Unentbehrlichkeit.

Rechtsstaatlichkeit: Die Behauptung, der Staat binde sich selbst an Regeln. Tatsächlich kontrolliert
der Staat sich selbst – er ist Gesetzgeber, Vollstrecker und Richter in Personalunion. Dass diese
Funktionen auf verschiedene Organe verteilt werden, ändert nichts daran, dass alle diese Organe
demselben System angehören. Der Staat ist Richter in eigener Sache.

4.5 Institutionelles Eigeninteresse
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Jede Institution entwickelt ein Interesse an ihrem eigenen Fortbestand. Das ist keine
Verschwörungstheorie, sondern eine Beobachtung über Anreizstrukturen.

Menschen innerhalb von Institutionen handeln nach den Anreizen, die ihre Position ihnen bietet. Wer
seinen Arbeitsplatz behält, indem die Institution wächst, wird für Wachstum sorgen. Wer Einfluss
gewinnt, indem neue Zuständigkeiten entstehen, wird neue Zuständigkeiten schaffen. Wer Macht
verliert, wenn sein Amt überflüssig wird, wird dafür sorgen, dass es nie überflüssig wird.

Dieser Mechanismus gilt unabhängig von der moralischen Qualität der handelnden Personen. Gute
Menschen in schlechten Strukturen erzeugen schlechte Ergebnisse. Nicht weil sie böse sind, sondern
weil die Anreize sie in eine Richtung drängen, die dem erklärten Zweck der Institution widerspricht.

Der Staat als Institution hat ein Interesse daran, gebraucht zu werden. Ein Staat, der seine Bürger
unabhängig macht, arbeitet an seiner eigenen Abschaffung. Kein Organismus arbeitet an seiner
eigenen Abschaffung. Also arbeitet der Staat an der Aufrechterhaltung von Abhängigkeit – nicht aus
Bosheit, sondern aus struktureller Notwendigkeit.

4.6 Das eigentliche Verhältnis: Individuum und Menschheit

Wenn Bodeneigentum illegitim ist – auch das des Staates –, dann verschwindet die Zwischenebene
zwischen Individuum und Menschheit.

Im bestehenden System lautet die Ordnung: Individuum → Staat → internationale Gemeinschaft.
Der Staat steht zwischen dem Einzelnen und allen anderen. Er bestimmt, wer dazugehört und wer
nicht (Staatsbürgerschaft). Er bestimmt, welche Rechte gelten und welche nicht. Er bestimmt, wer
kommen darf und wer gehen muss.

Ohne staatliches Bodeneigentum – ohne Souveränität als Territorialanspruch – fällt diese
Zwischenebene weg. Was bleibt, ist das Verhältnis zwischen dem Einzelnen und der gesamten
Menschheit:

• Die Erde gehört allen. Nicht einem Volk, nicht einem Staat – allen.

• Jeder Mensch hat einen Anspruch auf Boden zum Leben und Wohnen.

• Niemand darf so viel beanspruchen, dass andere leer ausgehen.

• Rechte folgen aus dem Menschsein, nicht aus der Zugehörigkeit zu einem Staat.

Die Konsequenz: Es gibt keine Grenzen im Sinn exklusiver Territorien. Es gibt Nutzungsansprüche
des Einzelnen – begrenzt dadurch, dass alle Menschen denselben Anspruch haben. Und es gibt
freiwillige Gemeinschaften, die sich organisieren, wie sie wollen – die den Boden, auf dem sie leben,
nicht besitzen, sondern nutzen, und für diese Nutzung der Menschheit Ausgleich schulden.

4.7 Technik als Verstärker
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Technologie ist neutral in dem Sinn, dass sie bestehende Strukturen verstärkt. In einer zentralisierten
Ordnung konzentriert Technik die Macht. In einer dezentralen Ordnung verteilt sie Möglichkeiten.

Der moderne Staat verfügt über technische Mittel, die jedem Feudalherren unvorstellbar gewesen
wären: lückenlose Überwachung, digitale Kontrolle von Finanzen, automatisierte Durchsetzung von
Regeln. Diese Mittel machen die Asymmetrie zwischen Staat und Bürger größer als je zuvor in der
Geschichte.

Das bedeutet: Die Frage nach der Legitimität des Staates ist heute dringender als in früheren
Jahrhunderten. Ein illegitimer Staat mit den Mitteln des 18. Jahrhunderts war schlimm. Ein
illegitimer Staat mit den Mitteln des 21. Jahrhunderts ist eine andere Größenordnung der Bedrohung.

Und umgekehrt: Dieselbe Technologie, die den Staat mächtiger macht, kann Menschen
unabhängiger machen – wenn sie dezentral genutzt wird. Offene Kommunikation, verteilte
Energieerzeugung, zugängliches Wissen, transparente Systeme – all das sind Werkzeuge, die
Abhängigkeit abbauen können, wenn sie nicht von zentralen Instanzen monopolisiert werden.

4.8 Zusammenfassung

Der Staat ist, in seiner Grundstruktur, die größte Bodenmonopolisierung der Geschichte. Sein
Territorium ist sein Eigentum, auch wenn er es „Souveränität" nennt. Seine Steuern sind die Pacht,
die er von denen verlangt, die auf seinem Land leben. Seine Legitimationsnarrative –
Gesellschaftsvertrag, Demokratie, Gemeinwohl, Rechtsstaatlichkeit – sind Erzählungen, die diese
Grundstruktur rechtfertigen sollen.

Gemessen an den Axiomen dieses Werkes:

• Der Staat verletzt Axiom 2, weil er den Willen des Einzelnen dem Willen der Mehrheit (oder
der Regierung) unterordnet.

• Er verletzt Axiom 3, weil er diese Unterordnung einseitig durchsetzt, ohne individuelle
Zustimmung.

• Er verletzt Axiom 7, weil er eine Zwangsgemeinschaft ist, der niemand freiwillig beitritt – man
wird hineingeboren.

• Er verletzt Axiom 8, weil er das Gewaltmonopol hält und den Bürger strukturell entwaffnet.

• Er verletzt Axiom 9, weil er den Boden für sich beansprucht, der allen gehört.

Was nach dem Wegfall des Staates bleibt, ist nicht Chaos. Was bleibt, ist das einfachste und
grundlegendste aller Verhältnisse: der einzelne Mensch und die Menschheit, deren Teil er ist.
Verbunden durch den gemeinsamen Anspruch auf die Erde. Organisiert durch freiwillige
Kooperation. Begrenzt durch die universalisierte goldene Regel.

4.9 Überleitung
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Die Analyse dieses Kapitels ist abstrakt. Sie behandelt „den Staat" als solchen – seine Struktur, seine
Ansprüche, seine Widersprüche zu den Axiomen. Im folgenden Kapitel wird gefragt: Wenn der Staat
die Würde nicht sichern kann, ohne sie zugleich zu verletzen – wie muss dann eine Ordnung
beschaffen sein, in der Würde und Autonomie ohne staatliche Vermittlung bestehen? Was bedeutet
es, Subjekt zu sein in einer Ordnung, die auf Freiwilligkeit beruht?

Dieses Kapitel enthält eine zentrale These: Der Staat ist in seiner Grundstruktur ein Bodeneigentümer,
der seine Eigentümerstellung „Souveränität" nennt. Diese These ist philosophisch, nicht empirisch – sie
beschreibt ein Strukturverhältnis, keine historische Entstehung. Ob sie trägt, erweist sich in den folgenden
Kapiteln an der Frage, ob die Konsequenzen, die aus ihr folgen, die Wirklichkeit erhellen.
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Kapitel 5: Menschenwürde und Autonomie im
Allmende-System

5.1 Würde als Eigenschaft, nicht als Gewährung

In bestehenden Ordnungen wird Menschenwürde als ein Recht behandelt, das der Staat gewährt und
schützt. Der Staat sagt: „Die Würde des Menschen ist unantastbar." Und er meint damit: Wir sorgen
dafür, dass sie nicht angetastet wird.

Diese Formulierung enthält eine stille Anmaßung. Wer sich zum Schützer der Würde erklärt, erklärt
sich zugleich zum Definitor. Er bestimmt, was Würde bedeutet, wo sie beginnt, wo sie aufhört und
unter welchen Bedingungen sie eingeschränkt werden darf. Der Schutz wird zur Bevormundung. Das
Recht wird zum Gnadenakt.

Im Allmende-System ist Würde keine Gewährung. Sie ist eine Eigenschaft des Menschen – so wie
die Schwerkraft eine Eigenschaft der Masse ist. Sie besteht unabhängig davon, ob jemand sie
anerkennt. Sie braucht keinen Staat, der sie proklamiert. Sie braucht nur eines: dass niemand sie
verletzt.

Die Aufgabe einer Ordnung ist nicht, Würde zu verleihen. Die Aufgabe ist, Strukturen zu schaffen,
in denen Würde nicht verletzt wird. Der Unterschied klingt klein. Er ist fundamental.

5.2 Autonomie ohne Vermittlung

Im bestehenden System wird Autonomie vermittelt – durch Institutionen, durch Repräsentanten,
durch Verfahren. Der Bürger gibt seine Stimme ab, und ein Repräsentant handelt an seiner Stelle.
Die Autonomie wird delegiert. Und was delegiert wird, gehört einem nicht mehr.

Im Allmende-System gibt es keine Delegation der Autonomie. Der Mensch stimmt zu – oder er
stimmt nicht zu. Er kooperiert – oder er kooperiert nicht. Er gehört einer Gemeinschaft an – oder er
verlässt sie. In jedem Moment bleibt er Subjekt seiner eigenen Entscheidung.

Das bedeutet nicht, dass jeder Mensch alles allein entscheidet. Es bedeutet, dass er an jeder
Entscheidung, die ihn betrifft, als Gleichrangiger beteiligt ist. Und dort, wo er nicht beteiligt sein
will, kann er sich zurückziehen, ohne dafür bestraft zu werden.

5.3 Was sich konkret ändert

Die Axiome aus Kapitel 1 definieren, was Subjektivität ist. Dieses Kapitel fragt: Wie fühlt sich
Subjektivität an, wenn sie nicht mehr durch staatliche Vermittlung gefiltert wird? Was ändert sich im
Alltag?
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Keine Entscheidung über mich ohne mich. Im bestehenden System entscheiden Behörden über
Aufenthalt, Arbeitsfähigkeit, Sorgerecht, Unterbringung – ohne den Betroffenen als Gleichrangigen
einzubeziehen. Er ist Antragsteller, Begutachteter, Verwalteter. Im Allmende-System gibt es keine
Instanz, die über einen Menschen verfügt. Es gibt nur Gemeinschaften, in denen Menschen
miteinander verhandeln.

Mein Nein hat Konsequenzen, aber keine Strafe. Wer Nein sagt zu einer Gemeinschaft, einer
Regel, einer Forderung, verliert möglicherweise die Vorteile dieser Gemeinschaft – aber nicht seine
Freiheit, nicht seinen Boden, nicht seine Lebensgrundlage. Das Nein ist kein Verbrechen. Es ist
Ausdruck der Subjektivität.

Niemand ist ein Fall. In Verwaltungssystemen werden Menschen zu Aktenzeichen. Im
Allmende-System gibt es keine Verwaltung, die über Menschen verfügt. Es gibt Beziehungen
zwischen Gleichrangigen – auch dann, wenn einer schwächer, ärmer oder hilfsbedürftiger ist als der
andere.

5.4 Die materielle Voraussetzung der Würde

Würde ist nicht nur ein Verhältnis zwischen Menschen. Sie hat eine materielle Voraussetzung: Wer
nichts hat, wer keinen Boden unter den Füßen hat, wer von der Gunst anderer lebt – der kann formal
Subjekt sein und ist es materiell nicht. Sein Nein ist wertlos, wenn die Alternative Hunger ist.

Deshalb ist das Allmende-Prinzip nicht bloß eine ökonomische Idee. Es ist die materielle Grundlage
der Würde. Wo jeder Mensch einen Anspruch auf die Erde hat – auf Boden zum Leben und Wohnen,
auf einen Anteil an der Bodenrente –, dort hat sein Wille Gewicht. Er kann Nein sagen, weil er nicht
verhungert, wenn er es tut. Er kann gehen, weil er woanders leben kann. Er kann wählen, weil er
Alternativen hat.

Die Allmende sichert nicht Komfort. Sie sichert Unabhängigkeit. Und Unabhängigkeit ist die
Voraussetzung dafür, dass Freiwilligkeit real ist und nicht bloß Wort.

5.5 Freiwilligkeit als Bewährungsprobe

Die Axiome fordern Freiwilligkeit. Doch Freiwilligkeit ist leicht zu proklamieren und schwer zu
leben. Dieses Kapitel benennt, wo sie auf die Probe gestellt wird:

Arbeit. Wo Lebensgrundlagen gesichert sind, kann niemand zur Arbeit gezwungen werden. Arbeit
wird zu dem, was sie sein sollte: freiwilliger Beitrag. Die Bewährungsprobe: Was geschieht mit
unangenehmer, aber notwendiger Arbeit, wenn niemand gezwungen werden kann? Die Antwort: Sie
wird besser vergütet, besser organisiert oder technisch überflüssig gemacht. Was niemand freiwillig
tut, hat seinen Preis nicht gefunden.
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Gemeinschaft. Gemeinschaften, die ihre Mitglieder halten wollen, müssen gut sein – nicht mächtig.
Das erzeugt einen Selektionsdruck: Nur Gemeinschaften, die ihren Mitgliedern tatsächlich dienen,
überdauern. Schlechte Gemeinschaften verlieren ihre Menschen. Das ist kein Fehler – es ist der
Mechanismus.

Beziehungen. Freiheit in Beziehungen setzt voraus, dass keiner vom anderen existenziell abhängig
ist. Wo die Allmende den materiellen Boden sichert, wird jede Beziehung zur echten Wahl. Das
macht Beziehungen nicht leichter – aber ehrlicher.

5.6 Überleitung

Würde, Autonomie und Freiwilligkeit sind keine abstrakten Prinzipien. Sie haben Konsequenzen für
die konkrete Organisation des Zusammenlebens. Das folgende Kapitel beschreibt, wie eine Ordnung
auf Basis der Allmende funktioniert – nicht als Utopie, sondern als Betriebssystem: eine Struktur, die
Zusammenleben ermöglicht, ohne Herrschaft zu erfordern.

Dieses Kapitel beschreibt keine Wunschvorstellung. Es beschreibt die logische Konsequenz der Axiome,
angewandt auf die Frage: Wie muss eine Ordnung beschaffen sein, damit Würde nicht gewährt werden
muss, sondern unverletzt bleibt?
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Kapitel 6: Das Allmende-Betriebssystem

6.1 Was ein Betriebssystem ist

Ein Betriebssystem ist kein Ziel. Es ist eine Struktur, die Zusammenarbeit ermöglicht. Es sagt nicht,
was die Menschen tun sollen. Es schafft die Bedingungen, unter denen sie tun können, was sie
wollen – ohne einander zu schaden.

Ein gutes Betriebssystem ist unsichtbar. Es funktioniert im Hintergrund. Es greift nicht ein. Es
ermöglicht. Je weniger man es bemerkt, desto besser arbeitet es.

Das Allmende-Betriebssystem ist keine Verfassung, kein Gesetzbuch, keine Regierung. Es ist ein
Satz von Prinzipien, die – wenn sie eingehalten werden – menschliches Zusammenleben ohne
Herrschaft ermöglichen. Die Prinzipien sind wenige. Ihre Anwendung ist vielfältig.

6.2 Boden und Bodenrente

Das Prinzip: Die Erde gehört allen. Jeder Mensch hat einen Anspruch auf Boden zum Leben und
Wohnen. Niemand darf so viel beanspruchen, dass andere leer ausgehen.

Die Praxis: Wer Boden exklusiv nutzt, schuldet der Gemeinschaft – und das heißt: der gesamten
Menschheit – einen Ausgleich. Dieser Ausgleich ist die Bodenrente. Sie bemisst sich nicht nach
dem, was der Nutzer mit dem Boden macht, sondern nach dem Wert des Ausschlusses: Wie viel ist
es wert, dass alle anderen dieses Stück Erde nicht nutzen können?

Was gesichert wird:

• Jeder Mensch hat Zugang zu Boden – er darf nicht ausgeschlossen werden.

• Wer mehr beansprucht als seinen Anteil, kompensiert die anderen.

• Eigentum am Boden gibt es nicht. Es gibt Nutzung – zeitlich, räumlich, begrenzt.

• Was auf dem Boden gebaut und geschaffen wird, gehört dem, der es geschaffen hat.

Was offen bleibt:

• Wie viel Boden steht jedem zu? Das ist eine praktische Frage, die sich regional und situativ
unterschiedlich beantwortet.

• Wer empfängt und verteilt die Bodenrente? Das ist eine Organisationsfrage, die verschiedene
Lösungen zulässt – von lokalen Genossenschaften bis zu globalen Verteilungsmechanismen.

• In welcher Währung wird die Bodenrente erhoben? Auch das ist offen und kontextabhängig.

Das Prinzip steht fest. Die Umsetzung ist Aufgabe der Gemeinschaften, die sich um diese Fragen
organisieren – freiwillig.
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Warum die Bodenrente kein Zwang ist: Man wird einwenden, dass auch die Bodenrente
erzwungen werden muss – und dass dies dem System widerspricht. Der Einwand verkennt einen
Unterschied. Eine Steuer wird von einer Institution erhoben, die sich selbst legitimiert. Die
Bodenrente folgt aus der Natur der Sache: Wer etwas nutzt, das allen gehört, ohne die anderen zu
kompensieren, nimmt sich etwas, das ihm nicht zusteht. Er wird nicht besteuert – er begleicht eine
Schuld. Wer in einem Haus wohnt und keine Miete zahlt, wird nicht bestraft – er wird an seine
Verbindlichkeit erinnert. Die Erde ist das Haus der Menschheit.

6.3 Freiwillige Gemeinschaften

Das Prinzip: Menschen schließen sich zusammen, weil sie es wollen – nicht weil sie müssen. Eine
Gemeinschaft ist legitim, wenn sie auf freiwilliger Mitgliedschaft beruht und jederzeit verlassen
werden kann.

Wie Gemeinschaften entstehen: Durch gemeinsame Interessen, gemeinsame Werte, gemeinsame
Projekte. Einige werden klein sein – Nachbarschaften, Kooperativen, Werkstätten. Andere werden
groß sein – Netzwerke, Handelsbünde, Wissensgemeinschaften. Ihre Form ist nicht vorgeschrieben.
Ihre Größe ist nicht begrenzt. Ihr einziges Kriterium ist: Freiwilligkeit.

Innere Ordnung: Wie eine Gemeinschaft sich intern organisiert, ist ihre Sache. Sie darf
Mehrheitsentscheidungen treffen, sie darf konsensbasiert arbeiten, sie darf einen Ältestenrat haben
oder eine flache Struktur. Das Entscheidende ist nicht die Form, sondern die Bedingung: Wer nicht
einverstanden ist, darf gehen – ohne Strafe, ohne Verlust seiner Lebensgrundlage.

Was eine Gemeinschaft nicht darf:

• Sie darf keinen Boden beanspruchen, der nicht Teil der gemeinsamen Nutzung ist (kein
Territorium im staatlichen Sinn).

• Sie darf Mitglieder nicht daran hindern zu gehen.

• Sie darf ihre Regeln nicht auf Nichtmitglieder anwenden.

• Sie darf nicht die Lebensgrundlagen von Nichtmitgliedern einschränken.

Was eine Gemeinschaft darf:

• Eigene Regeln aufstellen, die für ihre Mitglieder gelten.

• Mitglieder ausschließen, die gegen die gemeinsamen Regeln verstoßen.

• Zusammenarbeit mit anderen Gemeinschaften eingehen oder ablehnen.

• Gemeinsame Projekte organisieren, Beiträge erheben, Ressourcen teilen.

Kinder und Einwilligung: Ein Mensch, der noch nicht einwilligungsfähig ist, kann nicht freiwillig
einer Gemeinschaft beitreten. Kinder sind der Sonderfall dieses Systems. Eltern handeln
treuhänderisch – nicht herrschaftlich. Ihre Aufgabe ist es, das Kind zur Selbstständigkeit zu führen:
zum Punkt, an dem es selbst Subjekt sein kann, selbst entscheiden, selbst wählen. Bis dahin tragen
sie Verantwortung für ein Wesen, das sie nicht besitzen und über das sie nicht verfügen – sie
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begleiten es. Die Grenze zwischen Fürsorge und Herrschaft verläuft dort, wo die Entwicklung zur
Eigenständigkeit aufhört und die Aufrechterhaltung von Abhängigkeit beginnt.

6.4 Konfliktlösung ohne Staat

Das Prinzip: Konflikte werden durch Gespräch gelöst. Wo Gespräch nicht reicht, durch sozialen
Druck. Wo sozialer Druck nicht reicht, durch Ebenbürtigkeit der Mittel.

Die Stufen:

Stufe 1: Das Gespräch. Zwei Menschen, deren Willen einander widersprechen, reden miteinander.
Sie suchen eine Lösung, die beide akzeptieren können. Das ist der Normalfall. Die meisten Konflikte
zwischen Menschen, die sich gegenseitig als Subjekte anerkennen, lassen sich so lösen.

Stufe 2: Vermittlung. Wenn das direkte Gespräch scheitert, können beide Seiten eine dritte Person
bitten, zu vermitteln. Diese Person hat keine Entscheidungsgewalt – sie hilft, das Gespräch zu
führen. Ihre Autorität beruht auf Vertrauen, nicht auf Amt.

Stufe 3: Sozialer Druck. Wenn einer der Beteiligten das Gespräch verweigert oder Vereinbarungen
bricht, reagiert die Gemeinschaft. Nicht mit Gewalt, sondern mit den Mitteln der Gemeinschaft:
Ächtung, Ausschluss aus Kooperation, Entzug von Vertrauen. Wer sich nicht an Vereinbarungen
hält, verliert nicht seine Freiheit – er verliert die Vorteile der Gemeinschaft.

Stufe 4: Ebenbürtigkeit. Wo einer dem anderen Gewalt antut und sich dem Gespräch verweigert,
dort hat der Betroffene das Recht, sich zu wehren – auf Augenhöhe. Waffengleichheit ist keine
Eskalation, sondern deren Prävention. Wer weiß, dass der andere sich verteidigen kann, überlegt es
sich zweimal.

Was es nicht gibt: Eine zentrale Instanz, die Urteile fällt und sie mit Gewalt durchsetzt. Kein
Gewaltmonopol. Kein Strafrecht im herkömmlichen Sinn. Was es gibt: Konsequenzen – natürliche
Konsequenzen des eigenen Handelns innerhalb einer Gemeinschaft von Gleichen.

6.5 Gemeinsame Güter

Das Prinzip: Manche Güter lassen sich sinnvoll nur gemeinsam organisieren. Straßen, Brücken,
Netze, Wissen, Standards. Sie entstehen nicht durch Wettbewerb, sondern durch Kooperation. Wo
Wettbewerb nicht möglich oder nicht sinnvoll ist, tritt die gemeinsame Organisation an seine Stelle.

Wie gemeinsame Güter entstehen:

• Durch freiwillige Zusammenschlüsse, die ein Projekt finanzieren und betreiben.

• Durch Nutzungsgebühren: Wer nutzt, zahlt. Wer nicht nutzt, zahlt nicht.
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• Durch Anteile der Bodenrente, die von einer Gemeinschaft für gemeinsame Projekte verwendet
werden.

Natürliche Monopole: Bestimmte Infrastrukturen – ein Stromnetz, eine Wasserleitung, ein
Kommunikationsnetz – sind natürliche Monopole. Parallele Systeme wären Verschwendung. Gerade
deshalb brauchen sie besondere Aufmerksamkeit:

• Maximale Transparenz: Jeder Beteiligte kann nachvollziehen, wie das Monopol arbeitet, was
es kostet, wohin die Mittel fließen.

• Kontrolle durch die Nutzer: Nicht durch einen Staat, der selbst Interessen hat, sondern durch
die Menschen, die das System nutzen und finanzieren.

• Rechenschaftspflicht: Wer ein Monopol betreibt, muss den Nutzern gegenüber Rechenschaft
ablegen – offen, regelmäßig, vollständig.

Der Zweck natürlicher Monopole ist nicht Machtausübung. Ihr Zweck ist es, gemeinsame
Grundlagen bereitzustellen, auf denen alle aufbauen können.

6.6 Unternehmer und Wettbewerb

Das Prinzip: Unternehmer sind Menschen, die durch ihre Projekte Abhängigkeiten abbauen.
Wettbewerb zwischen ihnen sorgt dafür, dass niemand Bedingungen diktieren kann.

Die Rolle des Unternehmers: Jeder, der ein Problem löst, eine Alternative schafft, eine
Abhängigkeit reduziert, ist Unternehmer in diesem Sinn. Er schafft Werkzeuge, Dienstleistungen,
Möglichkeiten. Er bietet an – und andere nehmen an oder nicht. Sein Erfolg beruht auf dem
freiwilligen Zuspruch anderer, nicht auf ihrer Abhängigkeit.

Wettbewerb als Freiheitsmechanismus: Wo mehrere Anbieter um freiwillige Kunden werben,
kann keiner Bedingungen diktieren. Der Kunde hat die Wahl. Die Wahl ist die Voraussetzung der
Freiwilligkeit. Wettbewerb ist kein Selbstzweck – er ist das Mittel, das verhindert, dass
wirtschaftliche Macht sich in Herrschaft verwandelt.

Grenzen: Wettbewerb neigt zur Konzentration. Erfolgreiche wachsen, verdrängen, monopolisieren.
Die Schutzmechanismen dagegen sind:

• Kein Bodeneigentum: Der mächtigste Hebel der Akkumulation fehlt.

• Bodenrente: Wer Fläche beansprucht, zahlt. Größe hat ihren Preis.

• Offene Märkte: Kein staatlicher Schutz für bestehende Akteure. Kein Patent, das Innovation
blockiert. Kein Regulierungsdickicht, das Newcomer fernhält.

• Soziale Ächtung: Gemeinschaften können sich entscheiden, mit Monopolisten nicht zu
kooperieren.

6.7 Gesundheit, Bildung, Technik
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Das Allmende-Betriebssystem gibt keine Detailrezepte vor. Es legt Prinzipien fest, innerhalb derer
sich Lösungen entwickeln. Für drei Bereiche seien die Prinzipien hier kurz skizziert:

Gesundheit: Ein System, das Gesundheit vergütet, nicht Krankheit. Wer Menschen gesund erhält,
hat den größten Nutzen geschaffen. Prävention, Bewegung, Ernährung, Begleitung werden wichtiger
als die Behandlung von Symptomen. Wo Heilung nicht möglich ist, hilft die Gemeinschaft – aus
Mitmenschlichkeit, nicht aus Pflicht. Menschen werden niemals nach ihrer wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit bewertet.

Bildung: Bildung befähigt Menschen, selbstständig zu denken, Verantwortung zu übernehmen, ihre
Fähigkeiten zu entdecken und weiterzuentwickeln. Sie erzieht nicht zu Gehorsam, sondern zu
Urteilsfähigkeit. Jeder Mensch trägt Fähigkeiten in sich, die für andere von Nutzen sein können.
Gute Bildung hilft, diese Fähigkeiten zu finden.

Technik: Technologie soll Menschen unabhängiger machen, nicht ihre Abhängigkeit vertiefen. In
einer dezentralen Ordnung verteilt Technik Möglichkeiten – Zugang zu Wissen, zu Energie, zu
Kommunikation, zu Werkzeugen. Technik, die zentralisiert und kontrolliert, dient der Macht.
Technik, die verteilt und öffnet, dient der Freiheit.

6.8 Zusammenfassung: Die Regeln des Betriebssystems

Das Allmende-Betriebssystem lässt sich auf wenige Grundregeln reduzieren:

1. Die Erde gehört allen. Wer exklusiv nutzt, schuldet Ausgleich.

2. Eigentum am Arbeitsprodukt ist unantastbar.

3. Gemeinschaft ist freiwillig. Eintritt und Austritt sind jederzeit möglich.

4. Konflikte werden durch Gespräch gelöst, nicht durch Unterwerfung.

5. Wettbewerb wird geschützt, weil er Abhängigkeit verhindert.

6. Natürliche Monopole brauchen Transparenz, Nutzerkontrolle und Rechenschaftspflicht.

7. Niemand darf einem anderen zumuten, was kein vernünftiges Subjekt erdulden wollen würde.

Sieben Regeln. Keine Verfassung, kein Gesetzbuch, keine Bürokratie. Eine Ordnung, die so einfach
ist, dass jeder Mensch sie verstehen kann – und so anspruchsvoll, dass sie nur unter Freien
funktioniert.

6.9 Überleitung

Ein Betriebssystem zu beschreiben ist etwas anderes als es zu installieren. Die Welt, in der wir leben,
funktioniert nach anderen Regeln. Wie ein Übergang vom bestehenden System zum
Allmende-System aussehen könnte – welche Schritte denkbar sind und welche Hindernisse bestehen
–, ist Gegenstand des folgenden Kapitels.
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Dieses Kapitel beschreibt ein System, keine Utopie. Eine Utopie verspricht Perfektion. Ein Betriebssystem
verspricht Funktionalität. Es wird Konflikte geben, Fehler, Uneinigkeit. Entscheidend ist nicht, ob
Probleme auftreten, sondern ob die Struktur es erlaubt, sie zu lösen – ohne dass dabei Menschen zu
Objekten gemacht werden.
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Kapitel 7: Übergangsfragen

7.1 Die Frage des Übergangs

Ein System zu beschreiben ist nicht dasselbe wie es zu verwirklichen. Die Welt, wie sie ist, besteht
aus Staaten, Grenzen, Bodeneigentum, Gewaltmonopolen und Institutionen, die kein Interesse an
ihrer eigenen Abschaffung haben. Die Frage lautet: Wie kommt man von hier nach dort?

Dieses Kapitel gibt keine Blaupause. Es beschreibt Prinzipien des Übergangs, mögliche Schritte und
die ehrliche Benennung der Hindernisse. Ein Übergang, der mit Gewalt erzwungen wird,
widerspricht den eigenen Axiomen. Ein Übergang, der freiwillig geschieht, braucht Zeit, Geduld und
Beispiele, die überzeugen.

7.2 Das Prinzip des Übergangs

Der Übergang zum Allmende-System kann nicht durch Revolution geschehen. Eine Revolution
ersetzt eine Herrschaft durch eine andere. Sie macht die Revolutionäre zu neuen Herren – und
widerspricht damit den Axiomen, die sie durchsetzen will.

Der Übergang geschieht durch Aufbau, nicht durch Zerstörung. Durch Beispiel, nicht durch Zwang.
Durch Alternativen, nicht durch Kampf gegen das Bestehende.

Das Prinzip: Wer Abhängigkeiten abbauen will, muss Alternativen schaffen. Jede Alternative, die
funktioniert, entzieht dem bestehenden System ein Stück Legitimation. Nicht durch Angriff, sondern
durch Überflüssigmachung. Das bestehende System verliert seine Grundlage in dem Maße, in dem
Menschen es nicht mehr brauchen.

Die Großen hören auf zu herrschen, wenn die Kleinen aufhören zu kriechen. Und die Kleinen hören
auf zu kriechen, wenn sie Alternativen haben.

7.3 Mögliche Schritte

Der Übergang ist kein einzelner Akt. Er ist ein Prozess, der an vielen Stellen gleichzeitig beginnen
kann:

Allmende aufbauen. Gemeinsame Güter schaffen, die offen zugänglich sind: Wissen, Werkzeuge,
Software, Saatgut, Baupläne. Jedes offene Projekt, das funktioniert, ist ein Stück Allmende – ein
Stück Unabhängigkeit von denjenigen, die Zugang kontrollieren.

Abhängigkeiten reduzieren. Unternehmerisch handeln im Sinne dieses Werkes: Projekte schaffen,
die Menschen unabhängiger machen. Dezentrale Energieerzeugung. Lokale Nahrungsproduktion.
Offene Kommunikationssysteme. Jede reduzierte Abhängigkeit ist ein Stück Freiheit.
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Gemeinschaften gründen. Freiwillige Zusammenschlüsse organisieren, die nach den Prinzipien des
Allmende-Systems funktionieren. Klein anfangen. Beweisen, dass es geht. Wachsen durch Beispiel,
nicht durch Überzeugungsarbeit.

Bodenrente erproben. In kleinem Maßstab Modelle entwickeln, in denen Bodennutzung mit
Ausgleichszahlungen an eine Gemeinschaft verbunden ist. Genossenschaften, Community Land
Trusts, gemeinschaftliche Bodenfonds – Formen gibt es bereits. Sie müssen erprobt, verbessert und
skaliert werden.

Bildung verändern. Menschen befähigen, selbstständig zu denken, Abhängigkeiten zu erkennen,
Alternativen zu sehen. Nicht gegen das bestehende Bildungssystem kämpfen – daneben etwas
Besseres aufbauen.

7.4 Die Hindernisse

Der Übergang ist nicht einfach. Die Hindernisse sind real:

Institutionelles Eigeninteresse. Bestehende Institutionen haben kein Interesse daran, überflüssig zu
werden. Sie werden Alternativen bekämpfen – nicht aus Bosheit, sondern weil ihre Anreize sie dazu
treiben. Regulierung, Bürokratie, rechtliche Hindernisse – all das kann eingesetzt werden, um
konkurrierende Strukturen zu behindern.

Gewohnheit. Menschen sind an das bestehende System gewöhnt. Viele haben gelernt, Sicherheit in
Unterwerfung zu suchen. Die Vorstellung, ohne Staat zu leben, erzeugt Angst – nicht weil sie
irrational wäre, sondern weil die Alternative unbekannt ist. Unbekanntes macht Angst. Nur
Erfahrung heilt diese Angst.

Macht. Wer Macht hat, gibt sie nicht freiwillig auf. Großgrundbesitzer, Monopolisten, politische
Klassen – sie alle profitieren vom bestehenden System. Ihnen fehlt jeder Anreiz, es zu verändern.
Der Übergang geschieht nicht mit den Mächtigen. Er geschieht um sie herum – indem ihre Macht
irrelevant wird, weil niemand mehr von ihr abhängt.

Koordination. Freiwillige Kooperation braucht Vertrauen. Vertrauen braucht Erfahrung. Erfahrung
braucht Zeit. Am Anfang ist das Allmende-System klein, fragil, verletzlich. Es braucht Menschen,
die vorangehen, obwohl der Erfolg nicht garantiert ist.

7.5 Die Rolle der Technologie

Technologie kann den Übergang beschleunigen – wenn sie richtig eingesetzt wird.

Transparenz: Offene Systeme, offene Daten, nachvollziehbare Prozesse. Wo alles sichtbar ist, kann
Machtmissbrauch schwerer verborgen werden.
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Dezentralisierung: Verteilte Energieerzeugung, dezentrale Kommunikation, lokale Produktion.
Jede Technologie, die Zentralisierung überflüssig macht, schwächt die Grundlage zentraler
Herrschaft.

Ermächtigung: Werkzeuge, die Menschen befähigen, sich selbst zu versorgen, selbst zu
produzieren, selbst zu organisieren. Von der Solaranlage bis zum 3D-Drucker, vom offenen Saatgut
bis zur freien Software – Technik, die Abhängigkeit abbaut.

Koordination: Technologie, die freiwillige Kooperation erleichtert – ohne dass eine zentrale Instanz
nötig ist. Plattformen, die Angebot und Nachfrage zusammenbringen. Systeme, die Vertrauen
ermöglichen, ohne Autoritäten vorauszusetzen.

Die Gefahr bleibt: Dieselbe Technologie kann zentralisieren, überwachen, kontrollieren. Die
Entscheidung liegt nicht in der Technik, sondern in der Struktur, in der sie eingesetzt wird. Offene
Technik für offene Gesellschaften. Geschlossene Technik für geschlossene Systeme.

7.6 Geduld als Prinzip

Der Übergang ist kein Sprint. Er ist ein Generationenprojekt. Die Allmende wächst langsam – Stück
für Stück, Projekt für Projekt, Gemeinschaft für Gemeinschaft. Es gibt keinen Tag, an dem das alte
System endet und das neue beginnt. Es gibt einen Prozess, in dem das neue System neben dem alten
wächst, bis das alte überflüssig wird.

Das erfordert Geduld. Es erfordert die Bereitschaft, heute etwas zu beginnen, dessen Vollendung
man möglicherweise nicht erlebt. Es erfordert Vertrauen in die Richtigkeit des Prinzips, auch wenn
die Ergebnisse noch nicht sichtbar sind.

Es erfordert auch Demut. Dieses Werk beansprucht nicht, alle Antworten zu kennen. Es beansprucht,
die richtigen Fragen zu stellen und eine Richtung zu weisen. Den Weg müssen viele Menschen
gemeinsam gehen – jeder auf seine Weise, in seinem Tempo, an seinem Ort.

7.7 Überleitung

Die Übergangsfragen zeigen: Das Allmende-System ist kein utopischer Entwurf, der eines Tages
verwirklicht wird oder nicht. Es ist ein Prozess, der bereits begonnen hat – in jeder Genossenschaft,
in jedem offenen Projekt, in jeder Gemeinschaft, die auf Freiwilligkeit beruht. Die Frage ist nicht, ob
der Übergang möglich ist. Die Frage ist, ob genug Menschen ihn wollen und leben.

Das folgende Kapitel fasst die Argumentation des Werkes zusammen und stellt die Frage, die am
Anfang stand, ein letztes Mal: Was bedeutet Menschenwürde – und was folgt daraus?
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Dieses Kapitel macht keine Versprechungen. Es zeigt einen Weg – keinen garantierten, keinen leichten,
keinen schnellen. Es zeigt einen Weg, der mit den eigenen Axiomen vereinbar ist: gewaltfrei, freiwillig,
aufbauend statt zerstörend. Ob er gegangen wird, entscheidet jeder Mensch für sich.
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Kapitel 8: Schluss

8.1 Die Frage und ihre Antwort

Dieses Werk begann mit einer Frage: Was bedeutet Menschenwürde?

Die Antwort, die es entwickelt hat, lautet: Menschenwürde bedeutet, als Subjekt anerkannt zu
werden. Subjekt ist, wessen Wille gleichrangig neben dem jedes anderen steht. Wo diese
Gleichrangigkeit zerstört wird – durch Unterwerfung, Abhängigkeit, Gewaltasymmetrie oder
Monopolisierung von Lebensgrundlagen –, dort wird der Mensch zum Objekt. Und wo der Mensch
zum Objekt wird, hat er seine Würde verloren – nicht weil er sie aufgegeben hat, sondern weil sie
ihm genommen wurde.

8.2 Der Gang der Argumentation

Die Argumentation dieses Werkes verlief in drei Schritten:

Erstens: Die Grundlegung. Neun Axiome, die definieren, was Würde, Subjektivität und
Gleichrangigkeit bedeuten. Eine Ethik, die auf der universalisierten goldenen Regel beruht. Das
Gespräch als einziger Modus, der die Subjektivität beider Seiten wahrt.

Zweitens: Die Kritik. Der bestehende Staat als größter Bodeneigentümer der Geschichte. Seine
Legitimationsnarrative – Gesellschaftsvertrag, Demokratie, Gemeinwohl, Rechtsstaatlichkeit – als
Erzählungen, die die Grundstruktur der Unterwerfung verschleiern. Institutionelles Eigeninteresse
als Mechanismus, der jede Machtstruktur zur Selbsterhaltung treibt.

Drittens: Der Entwurf. Das Allmende-Betriebssystem als Alternative: Boden gehört allen.
Eigentum am Arbeitsprodukt ist unantastbar. Gemeinschaft ist freiwillig. Konflikte werden durch
Gespräch gelöst. Wettbewerb schützt vor Machtkonzentration. Natürliche Monopole brauchen
Transparenz und Nutzerkontrolle. Kein Mensch darf einem anderen zumuten, was kein vernünftiges
Subjekt erdulden wollen würde.

8.3 Die Schlussthese

Freiheit ist nicht das Gegenteil von Ordnung. Freiheit ist ihre höchste Form.

Dort, wo Menschen nicht aus Angst gehorchen, sondern aus Überzeugung zusammenarbeiten,
entsteht eine Ordnung, die keiner Herrschaft bedarf. Nicht weil Menschen perfekt sind – sie sind es
nicht. Sondern weil eine Ordnung, die auf Freiwilligkeit beruht, robuster ist als eine, die auf Zwang
beruht. Zwang erzeugt Widerstand. Freiwilligkeit erzeugt Kooperation. Widerstand zerstört
Ordnung. Kooperation schafft sie.
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Der Zwangsstaat behauptet, ohne ihn herrsche Chaos. Das Gegenteil ist der Fall: Der Zwangsstaat
erzeugt das Chaos, das er zu bekämpfen vorgibt – indem er Abhängigkeit schafft, Asymmetrie
aufrechterhält und Menschen zu Objekten seiner Verwaltung macht. Die Probleme, die er zu lösen
behauptet, sind zu einem erheblichen Teil Probleme, die er selbst hervorgebracht hat.

8.4 Was dieses Werk nicht beantwortet

Dieses Werk ist kein abgeschlossenes System. Es lässt Fragen offen – bewusst und ehrlich:

• Wie viel Boden steht jedem Menschen zu?

• Wie wird die Bodenrente praktisch erhoben und verteilt?

• In welcher Währung?

• Wie schützt man die Schwachen vor Übergriffen, ohne selbst zum Unterdrücker zu werden?

• Wie verhindert man die erneute Machtkonzentration in einer Ordnung ohne Zentralgewalt?

• Wie lange dauert der Übergang – und ist er überhaupt erreichbar?

Diese Fragen sind offen, weil sie sich nicht im Abstrakten beantworten lassen. Sie brauchen
Erfahrung, Experiment, Versuch und Irrtum. Dieses Werk liefert die Prinzipien. Die Umsetzung ist
Aufgabe der Menschen, die diese Prinzipien für richtig halten – in ihrem Alltag, in ihren
Gemeinschaften, in ihren Projekten.

8.5 Ein letzter Gedanke

Dieses Werk verlangt von niemandem, ihm zuzustimmen. Es verlangt nur eines: Es ernst zu nehmen.

Wer es für falsch hält, möge zeigen, wo die Logik bricht. Wo ein Axiom nicht trägt. Wo eine
Folgerung nicht folgt. Wo eine Alternative besser ist – nicht bequemer, nicht gewohnter, nicht
populärer, sondern logisch konsistenter und menschenwürdiger.

Wer es für richtig hält, dem bleibt nur eines: anfangen. Nicht morgen. Nicht wenn die Bedingungen
stimmen. Jetzt. Im Kleinen. Dort, wo man steht. Eine Abhängigkeit weniger. Eine Alternative mehr.
Ein Gespräch statt einer Anweisung. Eine freiwillige Vereinbarung statt einer erzwungenen Regel.

Die Welt verändert sich nicht durch Bücher. Sie verändert sich durch Menschen, die anders handeln.

Ende.
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